
Bundessozialgerucm

Az„: 1 RA233/713

Verkündet am
20° April 1972

Im Namen des V?■■lg-gs

Urteil

in detn Rechtsstreit

Kläger und Revieionebeklagter,

Prozewbevollmächtigte:

g e g e n

BundeSVersicherungsanstalt für ängeetellte,

'
Berlin 31, Ruhrstrahe 2,

Beklagte und Revisionsklägerin,

Baigeladene: Evangelische Kirche der Union,
Berlin 12, Jebenstraße 3„

Der 1° Senat des Bunoeesozialgerichte hat auf
die_mündliche Verhandlung vom 20„ April 1972
durch

Präsident ProfJ3r° W a n n a g a t
— Vorsitzenäer —,

Bundesrichter Dr° S c h u b e r t ,
Bunciesrichter s c h m 1 a t h a 1 s ,
Bundeseozialrichter B e t h g e und

Bundessozialrichter B e n e d y e z u k

für Recht erkannt:
AHf die Revision der Beklagten wird das Urteil
des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 250

September 1970 aufgehobem

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und

53380äeidaag an des Laadessozialgericht zurück—
VGTWiQSQnO
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G r ü n d e :
__.J—dhi■uu—ut—n—o—cu-cü-n

Es ist darüber zu entscheiden, ob der Kläger, der bis zu
seiner Vertreibung im Januar 1945 als Pfarrer der Kirchen—

gemeinde der EVangelischen Kirche der sltpreußischen Union
(APU) in P (Kreis T ;, M [) tätig gewesen
ist, gemäß Art° 6 9 18 des Fremdrenten— und Auelandsrenten—
Neuregelungsgesetzes — FANG — Vom 25° Februar 1960 (BGBl I

S°'93) als nachversiChert gilt°

Der 1906 geborene Kläger war ab April 1954
Hilfegeistlioher in P‘ L. Im Oktober 1938 wurde er zum
geistlichen Amt ordiniert. Er hatte 1933 seine erste und

im September 1938 seine zweite theologische Prüfung abge—
legt° Vom 1° Januar 1939 bis zu seiner Vertreibung im

Januar 1945 war er festangestellter Pfarrer der evangeli—
schen Kirchengemeinde Pß_

_ .
In der Zeit vom 25° April

1941 bis zum 14° Juli 1943 war er Soldat.

Nach seiner Flucht aus Ostpreußen versah er bis April 1945
Pfarrstellen in Pommern, mußte sodann auch von dort fliehen

und begab sich nach J bei B a„ Von Juli 1945 bis

Mai 1948 war er von der Evangelisch—lutherischen Lanäes—

kirche H! jeder2eit widerruflich als ?farrer beschäf—

tigt° Durch Urteil der Disziplinarkemmer beim Landeskir—

chengmtH vom30° Januar 1948, rechtskräftig seit
dem 25° Mai 1948, wurde er mit Entfernung aus dem Dienst

bestraft° Die Evangelische Kirche der Union (EKU) —seit
dem 1" August 1951 Name der APU (Ordnung der EKU vo 20°

Februar 1951/12° Dezember 1953 idF des Kirchengesetzes vom
12° Dezember 1953 — Amtsblatt der Evangelischen Kirche in
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Deutschland (EKD) 1951 Nr„ 85; 1954 Nr° 89 und Nr„ 127 —)
—

bewilligte ihm im Oktober 1961 vom 1° August 1961 an vor—
übergehend, widerruflich und gnadenweise eine Demeriten«

Beihilfe von zunächst 300 DM, ab 1° Mai 1970 von 500 DM

monatlich; mit diesen Bezügen wurde er in die Ostpfarrer»

Versorgung aufgenommen°

Die Beklagte#lchnte durch Bescheid vom 2° März 1966, be—

stätigt durch den Widerspruchsbescheid vom %4„ Februar 1967,

den Antrag des Klägers auf Nachversicherung gemäß Art„ 6
9 18 FANG ab, weil er aus der versicherungsfreien Beschäf—

tigung bei der APU nicht vor dem 9° Mai 1945 ausgeschieden

sei; sein Dienstverhältnis habe durch die Vertreibung nicht

geendet; er sei sofort wieder in Pommern weiterhin als

Pfarrer beschäftigt gewesen„ Seine nach dem damaligen Kir—

chenrecht von der Gesamtkirche der APU gewährleisteten Ver"

sorgungsanwartschaften seien erst durch das Diszipinarurteil

verloren gegangen° Außerdem schließe die laufende Unter«

stützung aus der Ostpfarrer—Versorgung die Nachversicherung

zwingend aus"

Das Sozialgericht (SG) Osnabrück hat durch Urteil vom
;14_Angusi_lg■9_diej£unnL£üg£nieseni__Des_Lan■essezislgez___

richt (LSG) Niedersachsen hat durch Urteil vom 25° September

1970 das Urteil des SG und die Bescheide der Beklagten auf—

gehoben und festgestellt, daß der Kläger für die Zeit von
April 1934 bis Januar 1945 mit Ausnahme äer Kriegsdienetzeit

von 25° April 1941 bis zum 14° Juli 1943 als nachversichert

gilt° ‘

Gegen das Urteil hat die Beklagte die vom LSG zugelassene

Revision eingelegt° Sie rügt unrichtige AnWendung des art°

6 @ 18 FANG sowie des 5 18 Angestelltenversicherungegesatz
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(AVGaß und beantragt, das angefochtene Urteil aufzu—
heben und die Berufung des Klägers gegen das Urteil äes

SG Osnebrück vom 7„ August 1969 zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweiSen„

Bie Beigeledene hat im Revieioneverfhhren keinen Antrag
gestellt„

/ ‚—‘11

Die Revision der Beklagten ist insofern begründet, als
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache an das

LSG zurückzuverWeisen ist„

In demRechtsstreit geht es vor allem um die Entscheidung,
für welche Zeit vor dem 9° Mai 1945 der Kläger gemäß Art°6

@ 18 FANGin der An3estelltenversicherung (AV) als nach“
versichert gilt° Das LSG hat dies für die Zeit von April

1934 bis Januar 194€ mit Ausnahme der Zeit des Kriegs—

dienstes des Klägers angenommen° Dem kann indessen auf

Grund der biSherigen Feststellungen nicht beigetreten

*W€TÖGÜT“‘

■ach Art„ 6 5 18 Abs„ 1 PANGgelten Personen, die vor
dem 9° M31 1945 aus-dem deutschen öffentlichen Dienst

ausgeschieden sind und von anderen Rechtsträgern außerhalb
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes als dem Deutschen

Reich einschließlich der SondervermögenDeutsche Reichsbahn
und Deutsche Reichspoet, dem ehemaligen Land Preußen oder

dem Unternehmen-Reichsautobahn nach den im Zeitpunkt ihres
Ausscheidens geltenden Vorschriften der Reichsversicherungs—

gesetze für die Zeit ihrer versicherungsfreien Beschäfti—

gung nachzuversichern waren und nicht nachversichert werden
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sind, als für diese Zeit nachversichert, es sei denn,

daß die Nachversicherung für diese Zeit bereits aufgrund

anderer Vorschriften erfolgt oder diese Zeit bei der Be—

messung einer lebenslänglichen Alters— und Hinterbliebe—

nenversorgung berücksichtigt wird°

Das LSG hat in formeller Hinsicht zu Recht die sachliche

Zuständigkeit der Gerichte der 50zialgerichtsbarkeit zur
Entscheidung darüber, ob der Kläger als Geistlicher der

APU in der AV nach Art° 6 5 18 FANG als nachversichert
gilt, beja‘nt° Der Rechtsstreit betrifft eine öffentlich«

rechtliche Streitigkeit in Angelegenheiten der Sozialver—

sicherung LS° des 5 51 Abs° ? des Sozialgerichtsgesetzes
(seo); denn das materielle Rechtsverhäitnis, aus dem der
Kläger seinen Klageanspruch auf Feststellung der fiktiVen

Nachversicherung herleitet, ist in Art° 6 5 18 FANG—
also im Sozialversicherungsrecht — geregelt (vgl° hierzu

BSG 52, 145 ff)° Die Prüfung, ob die gesetzlichen Voraus—

setzungen dieser Vorschrift erfüllt sind, erstreckt sich

in dem gegenwärtigen Fall allerdings auch auf die Beur—

teilung des kirchengesetzlichen Dienstverhältnisses, in

dem der Kläger als Pfarrer der Kirchengemeinde P »

"ii?TE■fKirenetdertnf■—gesmnnhnrinrhr—i■■■r6eltumgsäas
GrundgesetZes (GG)entscheiden über die Voraussetzungen,

unter denen Geistliche von den Kirchen berufen, angestellt

und entlassen werden, sowie darüber, in welcher Heise sie

entlohnt und versorgt werden, allein die Religionsgesell—

schaftenin Ausfluf_äihres in Art, 140GGi„v„m„ Art, 137
Abs° 3 der Weimarer Reichsverfassung (WRV) statuierten
Rechts der Selbstbestimmung, Das kirchenrechtliche Dienst—

verhältnis zwischen der Religionsgesellschaft und ihren

Geistlichen ist nicht der staatlichen Gesetzgebung untere

stellt, Kirchliche Gesetze und Richtlinien, die aiesee
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&echtsverhältnis regeln, sind.deshalb — von besonders
gelagerten Ausnahmen abgesehen — bezüglich ihrer Rechte—

gültigkeit der Nachprüfung durch die staatliche Gerichtsw

barkeit entzogen° Sie können weder als rechtswidrig be—

handelt noch als ungültig angesehen werden° Bei der Be—

urteilung und Entscheidung, ob der Kläger in der gesetz—

lichen Rentenversicherung nach Ärt„ 6 5 18 FnNG als nach—
versichert gilt, wird in diesen nach dem GG der Autonomie

der Kirchengesellscheft vorbehaltenen Bereich indes nicht

eingegrii‘feri° Das zwischen dem Kläger und seiner Kirche
begründete kirchendienstliche Rechtsverhältnis wird, so
wie es durch die kirchenrechtli0hen Vorschriften geregelt
ist, hingenommen° Es wird nur daraufhin beurteilt, welche

Rechtswirkunge■ sich aus ihm naeh den für alle Staatsbür—

ger geltenden und zwingenden Vorschriften des Sczialver—

sicherungsrechte außerhalb des Rechtebereichs ergeben,

der durch das Verfassungsrechtlich garantierte Selbstbe—
stimmungerecht den Kirchen vorbehalten ist° In diesem

Rahmen sind für die Anwendung der Versicherungsgesetze
auch die ergangenen Kirchengesetze, kirchlichen Anordnungen

und Richtlinien der Auslegung der staatlichen Gerichte
unterworfen (vgl„ hierzu Eyermann—Fröhler, Verwaltungs—

sgeriehtsordnungT—KemmT—se—Aurie«ä„4ewnenre—ee_unde8elf
Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit und ebenso die Ver—

sicherungsträger sind demnach durch Art° 140 GG i.V„m.

Art, 137 Abs„ 3 WRV nicht gehindert, zu prüfen und zu
ent30heiden‚ ob der Kläger unter Beachtung seiner kirchen—

dienstrechtlichen Stellung als ?farrer für die Zeit vor
‚dem 9« Mai 1945 gem° Art° 6 5 18 FANGals nachversichert
gilt (vg1° hierzu BSG 16, 289, 291)°

Das LSG hat ebenso zu Recht angenommen, daß die Beklagte

zum Eh£aß des angefochtenen Bescheidee zuständig war„
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Nach Art° 6 5 18 Abs° 7 FANGhat die Feststellung nach den
Abs° 1, 3 und 6 die Stelle zu treffen, die nach dem Gesetz

zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Art° 131 GG

fallenden Personen (G 131) zuständig sein würde, wenn das
Dienstverhältnis bis zum 8, hai 1945 fortgesetzt worden

wäre° Die Kirchenbediensteten fallen nicht unter das

G 131 (Anders, Gesetz zu Art° 131 GG, 4, Aufl„ S, 20)° Da

sie mithin nicht vom G 131 erfaßt worden wären, wenn ihr
_Dienstverhältnis bis zum 8° Mai 1945 fortbestanden hätte,

fehlt es an einer Zuständigkeitsregelung zur Entscheidung «
über die chü$clhngcn für die fiktive Nachversicherung

von Kirchenbediensteten gem° Art, 6 $ 18 FANG„ mit Recht
wird daraus gefolgert, daß der für die Durchführung der

beanspruchten Nachversicherung zuständige Versicherungs—

träger hierüber selbst zu entscheiden hat (Jantz—Zweng—

Eicher, has neue Fremdrenten« und Auslands—dentenrecht,

2° Aufl„‘FANG‚ @ 18 [mm° 15; Brackmann, Handbuch der

Sozialversicherung, 8° 626 y II; Malkewitz in BABl 62,

560, 561; Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung,

Erlaß vom 13° März 1962 (BAB1 SO 274) sowie Schreiben vom
12,11„1964 an das Bundesversicherungsamt — IV b 4 — 453706 —
752/64)° Die Auffassung, solange keine andere Regelung ge—

| SE 3 ’ “Bl 3 T i . . 1 3 F“ .
Erstattungspflicht anerkennen, bevor<hr Versicherungsträger

die Leistungen gewähre, weil die Erstattungspflicht für die

Nachversicherungsleistungen nach dem in Abs, 4 entsprechend

anwendbar erklärten 5 72 Abs° 11 G 131 den Bund betreffe

(so Hanow—Lehmann—Bogs, Rentenversicherung der Arbeiter,

5° Aufl„ @ 1232 Anm° 31}, dürfte dem nicht entgegenstehen;

denn die der Gewährung der Leistung vorausgehende Entschei—

dung des Versicherungsträgers über die fiktive Nachversi—

cherung der Kirchenbediensteten wird dadurch nicht berührt,

lm übrigen hat der Bundesminister für Arbeit und Sozialord—
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nung in dem genannten Schreiben vom 12„11„1964 dem
Bundesver310herungsamt im Einvernehmen mit dem Bundes—

minister des Innern und der Finanzen mitgeteilt9 daß die
Kosten der Nachversicherung früherer Kirchenbediensteter

nach Art. 6 5 18 FANGaus Haushaltsmitteln des Bundes be—
stritten werden°

In sachlicher Hinsicht ist davon auszugehen, daß die Vor—

schrift des Art° 6 5 18 Abs° 1 FANGsich nur auf Personen
bezieht, die vor dem 9° Mai 1945 aus dem deutschenjöffent—

lichen Dienst ausgeschieden sind° Unter den Begriff des
deutschen öffentlichen Dienstes im Sinne dieser Vorschrift
fällt auch der öffentliche Dienst der Geistlichen der als

öffentlich—rechtliche Korporationen anerkannten Religions—

gesellschaften, deren Beschäftigung gemäß @ 11 Abs° 2 AVG
aF,é 169 Abs° 1 Satz 2 RVG aF versicherungsfrei war,
worüber unter den Beteiligten kein Streit besteht und was

auch das LSG mit Recht angenommen hat. Das Gesetz bedient

sich in den einzelnen gesetzlichen Regelungen keines ein—

heitlichen, stets in derselben Bedeutung zu verstehenden

Begriffs des öffentlichen Diensteso_ Sein Inhalt ist nach

dem Sinn und ZWeck der jeweiligen Gesetzesvorschrift zu
en■t■■rf■üNmnFümüq■hmmywemä®WMWz häl„%wwmn
Art„ 131 RdNr° 6; Anders, aaO S„ 20; auch Maier in Deut—

sche AngestelltenVersicherung 1972, 53 ff)„

Arto 6 $ 18 FANG war in dem ursprünglichen Regierungsent—

wurf des FANG nicht enthalten° Die Vorschrift geht auf

eine Entschließung des Bundesrats zurück (BT—Druckso 1109/

3„ Wahlperiode, s„'83)‚ in der es heißt, aus 9‘ 17 Absa2
Satz 1 des Fremdrentengesetzes —FRG — (Art° 1 FANG) er—
gebe sich, daß eine Personengruppe nach der derzeitigen

Rechtslage auch unter Berücksichtigung des Gesetzentwurfs
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ohne Versorgung sei, und zwar die im öffentlichen Dienst

beschäftigt gewesenen Personen, die z„Zt° weder von diesem

Gesetz noch von dem G 131 noch von 9 99 des Allgemeinen
Kriegsfolgengesetzee (AKG) erfaßt seien° Der Bundesrat
halte es für notwendig, die Versorgung dieses Personenkrei—

ses im Bereich eines der genannten Gesetze zu regeln„ In

ihrer Stellungnahme zu diesem Anderungsvorschlag (S, 84 der
Drucksache) führt die Bundesregierung aus, es werde z°Zt°
die nöglichkeit geprüft, wie die Versorgung des genannten
?ersonenkreises geregelt werden könne" Es handele sich um
Bedienstete öffentlicher Körperschaften, die ihre Alters—

sicherung ganz oder teilweise dadurch verloren hätten9 daß

beim Zusammenbruch des Jahres 7945 ihre Versorgungseinrich»

tung oder ihr zur Nachversicherung verpflichteter Dienst—
herr untergegengen sei„ 5 ?? Abs° 2 Fremdrentengesetz (FRG)

beziehe nur Beschäftigungen privatrechtlicher Art in die

nentenversicherung ein, weil es sich hier um einen Personen—

kreis handele, der seine Sicherung grundsätzlich im Rahmen

der gesetzlichen Rentenversicherung finde° Bei Beschäftig—

ten im öffentlichen Dienst handele es sich dagegen um ein

Versorgungsproblem, das nicht zu Lasten der Versichertenge—

meinschaft der Rentenversi0herung gelöst werden könne° Der

Ausschußfür Sozialpolitik 0 ussc _ a . '
Einfügung des Art° 6 $ 19 a FANGvorgeschlagen, der in der
Fassung des Art° 6 $ 18 FANGGesetz geworden ist° Der Be—
richterstatter führte zur Begründung aus, mit dieser Ver—

schrift werde die Lücke geschlossen, auf die der Bundesrat

bei 9 17 FRGhingewiesen habe (BT—Drucksc1532/3„ Wahlperiode,
5° 57 sowie Drucks° 1532 5° 6)„

Aus dieser Entstehungsgeschichte ergibt sich, daß von der

Vorschrift des Arte 6 5 18 FANG nach ihrem Zweck alle Perso—

nen erfaßt werden, die vor dem 9° Mai 1945 im deutschen öf—

_
1o'„
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_ 10 _

fentlichen Dienst einschliemlich des kirchlichen öffentli—

chen Dienstes gestanden haben und ver oder mit Ablauf des

8° Mai 1945 ohne Versorgung aus ihrem Dienstverhältnis

ausgeschieden sind; denn die früheren Bediensteten im
öffentlichen Dienst der'anerkannten Relegicnsgesellschef—

ten werden weder von G 131 und von 5 99 AKG erfaßt noch

gehören sie zu dem Personenkreis, dessen Alters“ und Hin—

terbliebenensicherung in der Regel im Rahmen der gesetzli—

chen Rentenversicherung erfolgt, weil sie hier grundsätz—

lich versicherungafrei sind; (im Ergebnis ebenso, soweit
ersichtlich, übereinstimmend das Schrifttumz Jantz—Zwenge

Eicher, aaO, Anm„ 2 zu Art„ 6 5 18 FANG; Brackmann aaO,
3° 626 x; Henow—Lehmann—Bogs,aaO, @ 1252 RdNr° 31; Koch/

Hartmann/vo Altröck/Fürst, AVG@9 VII 3 u; Malkewitz,
BABl 1962, 561)°

Die Beklagte ist aber der Auffassung, der Kläger sei aus
dem kirchlichen öffentlichen Dienst als Pfarrer der APU

nicht vor dem 9° Mai 1945 ausgeschieden; sein kirchenrecht—

liches Dienstverhältnis habe erst mit Rechtskraft des

Disziplinerurteils am 25° Mai 1948 geendet° Dem kann

indessen nicht Zugestimmt werdeno

Wie im staatlichen Bereich auf Grund des Art° 131 GG durch

des G 131 die Rechtsverhältnisse der Personen geregelt

werden sind‚ die am 8° Mai 1945 im öffentlichen hienst
standen und aus anderen als beemten— oder tarifrechtlichen

Gründen ausge30hieden sind, so hat die EKD für den kirchli—

chen Bereich die Richtlinien zur Regelung der Versorgung

der Ostpfarrer und ihrer Angehörigen vom 10° Oktober 1958

(Amtsblatt der EKD3° 305 ff)— Ostpfarrer—Richtlinien „
erlassen, die von der APU — heute EKU « als Gliedkirche

der EKD als für sie verbindlich anerkannt sinä„ In 9 7
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Abs? 1 dieser Richtlinien ist uoe.° für die Pfar?er, die

vor dem Zusammenbruch zuletzt östlich der Oder—Neiße—
Linie im aktiven Dienst gestanden und ihre bisherige Stel—
lung im kirchlichen Dienst durch den Krieg und seine Fol—

gen Verloren haben, der kirc■enrechtliche Rechtsstatus der
Ostpferrer begründet werden„ Nach den näheren Vorschriften

der Richtlinien wird den Ostpfarrern eine ähnliche Rechts—

stellung eingeräumt wie den Beamten zur Wiederverwendung

im G 131„ Für sie sind eine Wiederverwendung im pfarramt—

lichen Bienst (@ 2), unter bestimmten Voraussetzungen eine

Versetzung in den Ruhestand (@ 6) oder die Bewilligung
eines Übergangsgeldes (9 7) sowie Versorgungsleistungen an
die im Ruhestand befindlichen Ostpfarrer und ihre Hinter—
bliebenen vorgesehen, mag es sich bei den nach diesen Richt—

linien zu gewährenden kirchenrechtlichen Versorgungszahlun—

gen nach ihrer Rechtsnatur auch um freiwillige Leistungen

der EKD oder der Landeskirchen handeln (% 83„ Diese Re—
gelungen gelten selbst für Ostpfarrer solcher Landeskirchen9

die noch bestehen (55 4, 6 Abs° 2, 7)° Der Rechtsstetus
der Ostpfarrer begründet mithin ein kirchenrechtliches Ver—

hältnis eigener Art, mit dem aber nicht das frühere aktive

Dienstverhältnis fortgesetzt wird, in dem der Ostpfarrer

“vor*dem—%usemmentrush*am*9v—hei—4945—in—seineréäräheren——_————
Landeskirche gestanden hat, und es

werden
aus diesem frühe—

ren Dienstverhältnis auch keine Versorgungsanwartschaften
‚übernommen° Die Richtlinien stellen vielmehr kle.r_9 daß die „

Ostpfarrer aus ihrem früheren aktiven Dienstverhältnis9 in
dem sie sich bis zum Zusammenbruch befunden haben, unter

Verlust ihrer Versorgungsanwartschaften ausgeschieden sind,

und zwar mit Ablauf des 8° Mai 1945° Dieser Stichtag wird

zwar in $ 1 Abs„ 1 der Richtlinien nicht ausdrücklich ge»
nennto Er ergibt sich aber aus dem Zusammenhang mit den

weiteren Vorschriften der 55 ? Abs° 5, 25 Abs„ ? und z‚
35 nbs„ ? der nichtliniun, in cenen ausdrucklich auf nen
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Öo mati 1945 absstst811t isto

ner nläber Öenört zu nen cstpfarrern im sinne des „ 1

nbb„ 1 ner.niohtlinienol er hat vor 08m Zusawmenbruch
zuletzt östlich der Oder—Neiße—Linie im aktiven Dienst

gestanden und seine bisherige Stellung im kirchlichen

Dienst durch den Krieg und seine Folgen verloren° Edwar

bis zum 8° Mai 1945 Stelleninheber der Pfarrstelle der
‚Kirchengemeine\in P (M )" Vorher war er

weder in den Ruhe£‘oder Wartestand versetzt oder entlassen

worden noch sonst nach kirchendienstrechtliohen Vorschrif—

ten kraft Gesetzes aus seinem Amt unter Beendigung seines

Dienstverhältnisses ausgeschieden° Sein aktives Dienstvere

hältnis als Stelleninhaber der Pfarrstelié% hat nach
den kirchendienstrechtlichen Vorschriften bis zum 8° Mai

1945 bestanden° Hieran ändert nichts, daß er infolge

seiner Vertreibung bereits seit Januar 1945 sein Pfarramt

in der Kirchengemeinde P«
.

tatsächlich nicht mehr aus—
üben konnte und aus kriegsbedingten Gründen vorübergehend

anderweitig als Pfarrer in Pommern bis April 1945 beschäf—

tigt war° Der Fassung des 5 1 Abs° 1, 2 und 3 der Richt-
linien ist zu entnehmen, daß im kirchendienstlichen Bereich
dieselben Grundsätze zu gelten haben, die ins6@eit auch iin—“*

staatlichen Bereich nach dem G 131 angewandt werden° Da—

nach haben bei einer Dienststelle der staatlichen Verwal—
tung die zum Stammpersonal dieser Stelle gehörenden plan—

mäßigen Beamten am'8° Hai 1945 auch dann in einem Dienstver—
hältnis gestanden, wenn sie zu diesem Zeitpunkt an der Aus—

übung ihres Dienstes tgtsächlich verhindert waren oder ZoBo

infolge vorläufiger Betreuung ale Flüchtlingsbeamter ander—

weitig eingesetzt waren (vgl„ hierzu Anders, aaO, @1 Anm„5;
auch Vorbenn Nr„ 2 zu Kapitel II, 3" 317/318)„
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Der Kläger ist mithin‚ wie sich aus den Vorschriften der
Ostpfarrer»Richtlinien mit hinreichender Deutlichkeit er—
gibt, nach den geltenden kirchendienstrechtlichen Bestim—

mungen am 80 Mai 1945, also vor dem 9° Mai 1945 aus dem
öffentlichen kirchlichen Dienst ausgeschieden°

Die Ostpfarrer—Richtlinien vom 10° Oktober 1958 gelten

Zwar erst vom 1° April 1958 an (9 44 Abs° 1 der Richtlinien)°
Hieraus kann aber nicht hergeleitet werden9 daß der Kläger

von diesen Richtlinien nicht mehr erfaßt wird, weil er

seine Stellung als Pfarrer bereits im Jahre 1948 durch des
Disziplinarurteil verloren hatte, und daß er deshalb auch

nicht mehr die Rechtsstellung eines Ostpfarrers erwerben

konnte° Wie das erst im Jahre 1951 erlassene G 151 vom

11° Mai 1951 (BGBl I 80 307) mit seinen vielfachen Ergänzun—
gen in den folgenden Jahren die Rechtsverhältnisse der staat—’

lichen Bediensteten rückwirkend geregelt hat‚ so haben auch

die Richtlinien über die Versorgung der Ostpferrer erst im

Jahre 1958 eine rückwirkende Regelung der in Frage stehenden
früheren kirchenrechtlichen Dienstverhältnisse getroffen(.

die aus @ 5 der Richtlinien zu ersehen ist, gelten ebenso

wie der Kläger als "Ostpfarrer" auch die Ostpfarrer, auf die

die Richtlinien deshalb keine Anwendung finden’ weil sie

sich ohne zwingenden Grund weigern, eine ihnen in der jetzi—

gen oder in einer anderen Landeskirche angebotene Verwendung

als Pfarrer, Religionslehrer oder in einem anderen kirchli—

chen Dienst anzunehmen° In Nr° 6 der Ausführungsbestimmun—

gen zu den Richtlinien zur Regelung der Versorgung der Ost—

pfarrer und ihrer Hinterbliebenen vom 110 Oktober 1958 (Amts—

blatt der EKD, S0 309 ff) ist zwar zu @ 12 der Ostpfarrer—

Richtlinien vorgeschrieben, mit der Anstellung eines Ost»

pfarrers im Pfarrdienst einer deutschen Landeskirche er—

lösche das alte Dienstverhältnis; Ansprüche aus dem früheren

Amt könnten weder gegen den neuen Dienstherrn noch gegen
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äie EKDgeltend gemacht werden° Diese blosee Ausführungs—
bestimmung kann im Hinblick auf die grundlegenden Rege—
lungen in 5 1 der Richtlinien nur im Sinne einer Kler—
stellung dahin aufgefaßt werden, daß mit der endgültigen
Übernahme in den Pfarrdienst das alte Dienstverhältnis auch
hinsichtlich der Nachwirkungen erlischt, soweit sie sich
535 ß£® Qßäpfß3rereäjabilinéaä angeben, Äüeraae füQgt
aber nicht, daß etwa entgegen den Bestimmungen in 9 1 der
Richtlinien das alte Dienstverhältnis noch über den 8° Mai
1945 hinaus bis zur neuen Anstellung im Pfarrdienst einer
deutschen Landeskirche nach dem Zusammenbruch fortbestan—
den hätte°

Der Kläger war i‚s„ des Art„ 6 5 18 Abs° 1 FANGvon einem
anderen R80ht8träger außerhalb öes Geltungsbereichs des
FÄNG318 den dort genannten nach den im Zeitpunkt seines
Ausscheidens aus den öffentlichen kirchlichen Dienst am
8° Mai 1945 geltenden Vorschriften der Reichsversicherungs—‘
gesetze für die Zeit seiner versicherungsfreien Beschäfti—
gung naehzuverSichern und ist nicht nachversichert werden°
In dem am 8‚ Mai 1945 geltenden @18 Abs° 1 AVGaF war be“
stimmt, scheiden Personen, die wie der Kläger nach @11
Abs; 2 AVG aF Versicheruneefrei sind, aus der versiche—

rungsfreien Beschäftigung aus, ohnedaßRuhegeldoder
Hinterbliebenenrente (& 11 AVGaF) oder eine gleichwertige
Leistung auf Gründ des Beechäftigungsverhältnisses gewährt

wird, 50 sind für die Zeit, während der sie sonst versi—
cherungspflichti€ gewesen wären, Beiträge zu entrichten"
Für Ersatzzeiten im Sinne des 5 31 AVG aF iVm 9 1263 Nr„ 1
biS 3 RVGaF unterbleibt die Beitragsentrichtung° Das,
Abzugsrecht gemäß5 183 AVGaF steht demArbeitgeber nicht
zu° Ob hier 5 18 Abs° 1 AVG aF anzuwenden ist eier 5 1242a

RVG aF auf Grund der Fassung des 5 1 Abs; 6 AVG durch Arto6
iVm Arte 25 Abs„ 2 der Ersten Verordnung zur Vereinfachung
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des Leistungs— und Beitragsrechts in der Sozialversicherung

vom 170 März 1945 {BGBl I S„ 41) kann auf sich beruhen;
denn auch die gegenüber @ 18 Abs„ 1 AVG aF zusätzliche Vor—
aussetzung des 5 1242 a Abs" 1 RVG aF — des Ausscheidens
in Ehren _ ist am 8° Mai 7945 erfüllt°

Bei den Rechtsträgern außerhalb des Geltungsbereichs des
FANG ist an solChe deutsche1Körperschaften des öffentlichen
Rechts gedacht, die ihren Sitz außerhalb des Bundesgebiets
und des Landes Berlin im Gebiet Deutschlands bis zum Zusam—
menbruch am 9° Mai 1945 hatten und die infolge der Auswir—
kungen des Krieges weggefallen sind° Ob die APU als Kirche
und selbständige Körperschaft des öffentlichen Rechts zu
diesen ReChtsträgern zu zählen ist, mag zweifelhaft sein? da
sie als Evangelische Kirche den Bereich des prußischen Staa—
tes — also auch Gebiete der Bundesrepublik und des Landes

Berlin — umfaßte, in acht Kirchenprovinzen eingeteilt war

und der Evangelische Oberkirchenrat (Landeskirchenausschuß)

als oberste Verwaltungsbehörde seinen Sitz in Berlin hatte°
Nach Verlust der östlichen Kirchenprovinzen infolge des

Krieges haben sich die einzelnen früheren Kirchenprovinzen

der APU erst in der Zeit nach dem Zusammenbruch zu selbstän—

"digen—Kirchenrmit—eigenem—Kirehenregiment_umgewandeltl_■ente__

besteht die APU als EKU in Form eines föderativen Zusammen—

schlusses der selbständigen Gliedkirchen von Berlin—Brandenu

burg, Kirchenprovinz Sachsen, Rest—Pommern, Rest—Schlesien9

Rheinland und Westfalen„ Sowohl die einzelnen Gliedkirchen

als auch die EKU sind Mitglieder der EKD" Letztere stellt
ihrerseits nur einen kirchlichen Bund dar und ist den Glied—

kirchen weder V0r— noch nachgeordnet° Gesetzliche Bestim—

mungen kann sie mit Wirkung für die Gliedkirchen nur mit

deren Zustimmung erlassen (vgl„ hierzu Ordnung der EKU vom
20„2„51/32012°1953 aaO; Evangelisches Kirchenlexikon Bd„ III

Sp„ 1554 bis 1556)° '
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Da die APU als Körperschaft des öffentlichen Rechts im

Bundesgebiet und im Lande Berlin über den 8° Mai 1945 he—

standen hat und—in geänderter Rechtsform — noch besteht,

wird auch in Frage gestellt, ob die Kirchen im allgemeinen

infolge ihrer Belegenheit ihre Rechtspersönlichkeit für

den Geltungsbereich des FANG verloren haben (Koch/Hertmann/

v„Altrock/Fürst, aaO @9 AVGVII 3 c)° Jedoch kommt es für
die Frage der Nachversicherungspflicht darauf an, wer als

Arbeitgeber im Sinne des % 18 Abs° 1 AVGaF beim äuss0he1—
den des Klägers aus dem öffentlichen kirchlichen Dienst

am 8, mai 1945 die Beiträge für die Zeit seiner versions—'

rungsfreien Beschäftigung als Pférrer der Kirchengemeinde

P
„ „ ‘ zu zahlen hatte° Nach den Grundsätzen der Nach—

versicherung war dies derjenige, bei dem der versicherunge—
frei Beschäftigte in dem entlohnten und persönlich sowie

wirtschaftlich abhängigen und an sich rentenversicherungs—

pflichtigen Beschäftigungsirerhältnis gestanden hat (vgl.,
zu den Grundgedanken der Nachversicherung BSG 24, 106 ff),

wobei die persönliche Abhängigkeit (Anstellung, Ernennung,
Dienstaufsicht) vorrangige Bedeutung hat, wenn persönliche

und wirtschaftliche Abhängigkeit von einem anderen nicht

in einer Person zusammentreffen (BrackmannaaO39 625 n),
Es muß also der kirchliche Rechteträger, der_in■diesem

Sinne Arbeitgeber und unmittelbarer Dienstherr des Klägers

gewesen ist, seinen Sitz in Deutschland außerhalb des Bun—

desgebiets und des Landes Berlin gehabt haben und wegge—

fallen sein° Als Dienststelle des unmittelbaren Dienst—

herrn ist dabei die zur Erfüllung bestimmter aufgaben orga—
nisatorisch verselbständigte Verwaltungeeinheit‚des öffent—

lichen kirchlichen Dienstes anzusehen (vgl.° hierzu für den

staatlichen Bereich, Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts

vom 31„1„1958, Buchholz‚BVerwG254 351 G 131 Nr, 14)°
Entgegen der Auffassung der Revision ist dem LSG darin bei—

zupflichten, daß für den Kläger als Stelleninhaber der
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Pferretelle der Kirchengemernde Pogegen im Sinne des

Sozial» und Nachversicherungereohts unmittelbarer Dienst—

herr und Arbeitgeber nicht die APU als Kirche gewesen ist°
Hierfür kommen nur das Evangelische Konsistorium in Königs—

berg mit der bei ihm gebildeten Finanzabteilung als Organ
der allgemeinen kirchlichen Verwaltung in der Kirchenprovinz
Ostpreußen oder die Kirchengemeinde Pogegen in Betracht„

Nach Art„ 2 der Verfassung für die APU vom 299 September

1922 (mes 1924, 226; KGVB1 1924 so 59) waren die Kirche‚
ihre Provinzial— und Kreissynodalverbände, ihre Gemeinden

und Gemeindeverbände Körperschaften des öffentlichen Rechte°
Der in jeder Kirchenprovinz der APU gebildete Provinzialsyn—
odalverband war der Selbetverwaltungekörper der kirchenpro—

vinz (Art° 82 Abs° 1 der Verfassung)„ Die Organe der allge—
meinen Kirchenverwaltung in der Kirchenprovinz waren außer

dem Provinzialkirchenrat der oder die °eneraleuperintendenten

und das Evangelische Konsistorium (Art° 82 Abs° 3 Satz 2;

Art° 99 Abe„ 1 der Verfassung)° Nach 5 103 der Verfassung
wurden die Geschäfte der allgemeinen kirchlichen Verwaltung

in der Kirchenprov1nz, soweit sie nicht durch die Verfassung

oder durch Kirchengeeetz anderen Stellen überwiesen waren,
“unTer*nufsieht—ües—Oberkirehenrate—vem«Kenetisterium„ge■ühnikll

Sie umfaßten insbesondere die Aufsicht über die Gemeinäen

und die Kirchenkreise sowie, unbeschadet der in Art‚ 101

Abs„ 1 und 2 der Verfassung den Generalsuperintendenten vor—

behaltenen Aufgaben, die Dienetaufsicht über die Ueietlichen,

Kandidaten und Gemeindebeamten äer Kirchenprovinz° Entge»

gen der Ansicht der Beklagten wurden die Pfarrer der einzel—

nen Kirchengemeinden nicht von der APU als Kirche und eige—

ner hörperechaft des öffentlichen Rechts (Art„ 2 der Verfas«

sung) in ihr Amt berufen und als Stelleninhaber in die je—

weiligen'rfarrstellen der Kirchengemeinden eingewiesen° Dies

„ 18 _
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oblag vielmehr den Organen der allgemeinen KirchenVerwal—

tung in den Kirchenprovinzen also den Organen der Provin—

zialsynodalverbände im Zusammenwirken mit den Kirchenge—

meinden als selbständige kirchliche Körperschaften des

öffentlichen Rechts° Der Pfarrer wurde gemäß Art° 42

Abs° 1 3° 2 der Vérfessung nur namens der Kirche zu seinem

Dienst berufen°

Im Zuge der kirchlichen Gesetzgebung unter der national—

sozialistischen Herrschaft war für das Land Preußen schon
aufgrund des Gesetzes über die Vermögensverweltung in den

evangelischen Landeskirchen vom 11„ März 1935 (PrGS so 39)

und der Ersten Durchführungsverordnung vom 10 April 7935
(PrGS 8° 57) beim Evangelischen Oberkirchenrat und den
Evangelischen Konsistorien — uaao auch beim Evangelischen

Konsistorium in Königsberg — je eine Finanzabteilung ge“
bildet worden„ Die weitreichenden Befugnisse der Finanz—

abteilungen waren in $ 2 des Gesetzes und in @ 2 der Ver—

ordnung niedergelegt° Bereits hier war vorgesehen, daß

die Finanzabteilungen die kirchliche‘Aufsicht über die

Vermögens— und Kirchensteuerverwaltung der Kirchengemein—
den und der kirchlichen Verbände ausübten (@ 2 Abs° 2 Satz

5 des Gesetzes), die Wiederbesetzung freigewordener Stel»
„len der Zustimmung der Finanzabteilung bedurfte (@ 2 Abs° 2

Satz 4 der Verordnung) und daß zu den rechtsverbindlichen
Anordnungen, die die Finanzabteilungen treffen konnten,

insbesondere u.,a° die Regelung der Dienst— und Versorgungs—

bezüge der Beamten der allgemeinen kirchlichen Verwaltung,

des Pfarrerstandes, der Kirchengemeindebeamten sowie der

Angestellten gehörten (@2 Abs° 6 der Verordnung)„ In 5 2
der Ersten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur
Sicherung der DEK vom 3„ Oktober 1935 (Re331I s., 1221) war
sodann angeordnet, daß der Reichsminieter für die kirchli—

chen Angelegenheiten für die APU aus ■ännern der Kirche
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einen Landeskirchenausschuß und Provinzialkirehenaueschüsse

bildete, der Provinzialkirchenausschuß den Provinzialsynodal—

verband verwaltete und anstelle des Provinzialkirchenrats

bei der Verwaltung der Kirchenprovinz mitwirkte„ und daß
die Befugnisse der Finanzabteilungen beim Evangelischen
Oberkirchenrat und den Konsistorien unberührt blieben° Zur
Vereinheitlichung des Rechts der Finanzabteilungen war für
das Reichsgebiet die Fünfzehnte Verordnung zur Durchführung

des Gesetzes zur Sicherung der DEKvom250 Juni 1937 (BGBl I
3° 697) ergangen, in der uoao bestimmt war, daß bei den Ver—
waltungsbehörden der deutschen evangelischen Landeskirchen

je eine Finanzabteilung gebildet wurde (@ 1 Abs° 1)„ In
@ 2 Abs° 1 dieser Verordnung war vorgeschrieben, daß die

Finanzabteilung die Vermögensverwaltung der Kirche, für de—

ren Bezirk sie gebildet war, leitete und daß sie die Kirche

vertrato Nach @4 Abe„ 1 der Verordnung übte in den Landes—
kirchen die ?inanzabteilung die kirchliche Aufsicht über die

Verwaltung des Vermögens und der Kirchensteuermittel der

Kirchengemeinden und der kirchlichen Verbände aus; naeh 9 5
konnte die Finanzabteilung im Rahmen ihrer Befugnisse rechte—
Verbindliche Anordnungen treffen; insbesondere konnte sie

die Dienst» und Versorgungsbezüge der Beamten der allgemei—

”56■”KErEHE■VEfWäItungi■äee’Pfarreret5ndesrrder—Kirchengemein———

debeamtenund der Angestellten regeln° Obgleich durch 5‘2
Abso 2 Buchstu a der Siebzehnten Verordnung zur Durchführung

des Gesetzes zur Sicherung der EEK vom 10° Dezember 1937
(BGBl I S„ 1346) die Leitung der APU dem im Amt befindlichen
Leiter der obersten kirchlichen Verwaltungebehörde übertra—

gen worden war, schrieb 5 3 Abs° 2 dieser Verordnung vor‚ daß

die den Finanzabteilungen übertragenen Befugnisse unberührt

bliebenv

Aufgrund des 5 6 der vorstehendß genannten 15„ Verordnung
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zur Durchführung des Gesetzes zur Sicherung der EEK hat

die Finanzabteilung beim Evangelischen Oberkirchenrat für

die zum preußischen Staatsgebiet und zum Saarland gehören7

den Teile der APU die Anordnung betreffend Grundsätze für

die Regelung der Dienst—; Ruhestands— und Hinterbliebenen—

bezüge des Pfarrerstandes vom 16° Februar 1938 (Gesetz—

blatt der EEK 1958, 29) erlassen„ In Abschnitt I dieser
Anordnung war unter anderem bestimmt, daß die im Pfarramt

‘ einer Kirchengemeinde fest angestellten Geistlichen ein

Diensteinkommen nach Abschnitt I der Ordnung erhalten und

daß zur Aufbringung der diesen Geistlichen zustehenden
Diensteinkommen die Kirchengemeinden verpflichtet sind
(55 1 und 3 der Anordnung)° Im Abschnitt II war vorge—
sehen, daß die aus einem Pfarramt im Sinne des 9 1 in den

ordnungsmäßigen Ruhestand versetzten Geistlichen Ruhegehalt

aus zentralen Mitteln nach Maßgabe des Abschnitts II der

Ordnung erhalten (5 8 der Anordnung)° Nach 5 16 Abs° 1
war für die nach den Vorschriften der Abschnitte l bis III

erforderlichen Feststellungen, Genehmigungen und Festset—

zungen, die nicht einer kirchengemeindlichen Stelle oder

der Finanzabteilung beim Evangelischen Oberkirchenrat aus—
drücklich vorbehalten waren, die Finanzabteilung bei dem—

%1igen——3WWÄMWQÄ%SeH— Aufsichtis
die von einem Geistlichen zu der betreffenden Zeit oder

bei seinem Ausscheiden aus dem Amte bekleidete Pfarrstelle
liegt°

Hieraus folgt, daß für die Festsetzung und Zahlung der

Dienstbezüge des Klägers als Pfarrer der Kirchengemeinde
Pogegen zuletzt die Finanzabteilung beim Evangelischen
Konsistorium in Königsberg die notwendigen und maßgebenden

Entscheidungen zu treffen hatte und daß er in seinem Dienst—

verhältnis zur Kirche dessen Dienstaufsicht unterstellt

w r„
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In der für das sozialversicherungsrechtliche Beschäfti—

gungeverhältnis charakteristischen persönlichen und wirt—

schaftlichen Abhängigkeit hat der Kläger als Pfarrer der

Kirchengemeinde P jedenfalls nicht zur APU als Kir—
che gestanden, so daß sie als zur Nachzahlung verpflichte—

ter Arbeitgeber im Sinne des 9 18 Abs° 1 AVG aF und als
Rechtsträger im Sinne des Art° 6 5 18 Abs° 1 FANG aus—
scheidet° Demnach kommen als Arbeitgeber LS° des 9 18
Abs" 1 AVG aF nur die Kirchengemeinde chegen als selbstän—

dige Körperschaft des öffentlichen ReChts (Art„ 2 der Ver—

fassung der APU) oder das Evangelische Konsistorium in
Königsberg (Finanzabteilung) als Organ der allgemeinen
kirchlichen Verwaltung des Provinzialsynodalverbandes der

Kirchenprovinz Ostpreußen — dieser ebenfalls als selbstän—
dige Körperschaft des öffentlichen Rechts — in Betracht„

Ob aber die Kirchengemeinde P x nachversioherungepflich—

tiger Arbeitgeber des Klägers gewesen ist, wie der Kläger

und die beigeladene EKU meinen, oder das Evangelische Kon—
sistorium in Königsberg, wie das LSG angenommen hat, braucht

der Senat nicht abschließend zu entscheiden; denn beide

Rechtsträger befanden sich außerhalb des Geltungsbereichs

des FANG und sind infolge der Auswirkungen des Krieges weg—
__äETäIIEnT“

Dem Kläger ist bei seinem Ausscheiden aus seiner versiche—

rungsfreien Beschäftigung als Geistlicher am 8„ Mai 1945

weder Ruhegeld noch eine gleichwertige Leistung gewährt

worden“ Auch auf Grund der später zur Regelung der kir—

chendienstlichen Verhältnisse der Ostpfarrer ergangenen

Vorschriften wird ihm nicht LS° des 9 18 Abs„ 1 AVG a?

eine lebenslängliche Versorgung auf Grund seiner versiche—

rungsfreien Beschäftigung als Pfarrer bis zum8„ Mai 7945
gewährt° Die Demeriten—Beihilfe, die er seit August 1961

aus nitteln der Ostpfarrerhilfe erhält, stellt keine Ver—
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sorgung und keine ihr gleichwertige Leistung im Sinne des

9 18 Abs° 1 AVG aF der, wie das LSG zu Recht angenommen
hat° Zwar gelten als Versorgung nicht nur Bezüge, die

vom Arbeitgeber (Dienstherrn) aufgrund eines Rechtsan—
spruchés gewährt werden; sondern auch solche, bei denen

die Unterstützung in das Ermessen der bewilligenden Stelle
gestellt ist:, Jedoch müssen die Bezüge lebensläzzglicb und
aufgrund der versicherungsfreien Beschäftigung gewährt
werden° Hierzu kann auch eine laufende Unterstützung ge—

rechnet werden, die als lebenslängliohe‚ wenn auch unter
bestimmten Voraussetzungen widerrufliche Versorgung ge—
währt wird (vgl° Jantz/Zweng, Das neue Recht der Renten—

Versicherung der Arbeiter und der Angestellten, 2° Aufl„‚

Anmozu 5 1229 RVGs‚ 126; Köhler aaO& 79; Kommzur
RV0 4„ und 5» Buch, herausgegeben vom Verband Deutscher
Rentenversicherungsträger‚ 5° Aufl„ 5 1242 & Anna° 2).‚
Keine solche lebenslängliche Versorgung ist aber die Ge—

währung einer Unterstützung, die nicht unter Berücksichti—

gung der in der versicherungsfreien Beschäftigung erwor—
benen Anwartschaften‚ sondern unabhängig von diesen fest—
gesetzt ist und die nur vorübergehend und jederzeit frei

widerruflich bis auf weiteres gewährt wird (Jantz/Zweng

__aana—Die—Demehitemßeihilieiwindiabeunichi_auißnundwm
der versichernngsfréien‚Beschäftigung bis zum 8° Mai 1945 “
gezahlt, sondern ohne Rücksicht auf sie nur vorübergehend

und jederzeit widerruflich° Sie erfüllt also nicht das

Merkmal der lebenslänglichen Versorgung (vgl.° hierzu BSG
26, 181 = SozRNr. 2 zu s 18 PRG)„ Außerdemist mit ihr
keine Anwertscheft auf eine lebenslängliche Hinterbliebe—

nen—Versorgung verbunden°

Der Nachversicherungsfall tritt‚£Wie der Senat bereits
entschieden hat, mit dem unversorgten Ausscheiden des
Beschäftigten aus der vereicherungefreien Beschäftigung
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kraft Gesetzes ungeachtet dessen ein? ob die Beiträge

sofort nechzuentrichten sind oder ob die Nachentrichtung

der Beiträge aufgeschoben ist (BSG 32, 71, 73 und 76, 79)°
Der Nechversicherungsfell ist also am 80 Mai 1945 einge—
treten„ Ist aber die Nachentrichtung der Beiträge aufge»

sohoben, so entsteht die Pflicht des Arbeitgebers zur Nach—

entrichtung der Beiträge erst, wenn beim Wegfall des Auf—

schubgrundes die Voraussetzungen zur Durchführung der Nach—

versicherung noch gegeben sind, wie der Senat ebenfalls aus—
gesprochen hat (BSG 32, 76, 85)° 50heidet z„B„ der versi—
cherungsfrei Beschäftigte aus der letzten sich anschließen“

den, den Aufschub begründenden Beschäftigung aus und wird
ihm oder seinen Hinterbliebenen auf Grunä dieses letzten

versicherungsfreien Beschäftigungsverhältnisses lebensläng—
liche Versorgung gewährt, so findet keine Nachversicherung

statt (Vglo Urteil des Senats vom 1002„1972 _ 1 RA 121/71 _);
In einem solchen Fall ist auch kein Raum für eine fiktiVe

Nachversicherung nach Art„‚öi @ 18 Abs° 1 FANG, weil es an
der Voraussetzung fehlt, daß der versicherungsfrei Beschäf—

tigte überhaupt nachzuversichern ist, also auch nicht für

eine vorausgegengene versicherungsfreie Beschäftigung (vgl„

hierzu Breckmenn aaO S" 626 w VI; auch BSG in 3023 Nr„ 5
_Eu—5_TÄÖ?_RVÜ7T““Däs7ähäü■■iTE■rtümntzutgelten7ewenn«krs£t————

ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift eine Nachversicherung

beim unversorgten Ausscheiden aus einer versicherungsfreien

Beschäftigung nicht durchzuführen ist, wie dies in $ 141

Abs° 2 Satz 7 des Deutschen Beamtengesetzes (DEG) vom 2601°

1937 (BGBl I S; 392 für den Fall der Beendigung des Beamten«

verhältnisses durch Entfernung aus dem Dienst (@ 50 Abs° 1

Nr„ 4 BBG) bestimmt wer„ Nun ist der Kläger durch das Die—
ziplinarurteil vom 30„101948 mit Entfernung aus dem Dienst

bestraft werden° Es fragt sich daher, ob hieran seine fik—

tive Nechversicherung gemäß Art° 6 5 18 FANG scheitert; das

— 24 —
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wäre der Fall, wenn 9 141 Abs° 2 Satz 1 DEGauch auf die
aus dem öffentlichen kirchlichen Dienst ausscheidenden
Geistlichen anzuwenden ist, die Nachentrichtung der Beim

träge am 8, Mai 1945 aufgeschoben war und der Kläger aus
dem letzten sich anschließenden, den Aufechub begründenden

versiCherungsfreien Beschäftigungsverhältnis aufgrund des
rechtskräftigen Disziplinerurteils am 25, Mai 1948 ohne

Versorguné-ausgeschieden ist, ohne daß eine Nachversi—

cherung durchzuführen war°

Es braucht aber nicht darüber entschieden zu werden, ob

5 141Abs, 2 Satz 1 DEGauch auf aus dem_kirchliohenDienst
entfernte Pfarrer anzuwenden ist, denn die Nachentrich— ‘

tung der Beiträge war nach dem am 8, ■ai 1945 geltenden

Recht nicht aufgeschoben°

Ein„Aufschubgrund im Sinne des @ 18 Abs, 6 AVG aF (% 5 1242a

Abs° 5 BVD aF) lag nicht vor, da der Kläger am 8° Mai 1945

nicht unmittelbar in eine andere ebenfalls nach @ 11,
5 12 Nr, 1 bis 3, 5 17 AVG aF vérsicherungsfreie Beschäf»

tigung übergetretenist° Der Kläger ist zwar bereits

von Juli 1945 an von der Evangelisch—lutheriechen Landes—

‚_kirnhe_äanngyer wieder als Pfarrer beschäftigt+wqrqeni_
Ob er in dieser Zeit der ihm erteilten, jederzeit wider—

rufliOhen Beschäftigungsaufträge versicherungsfrei im

Sinne des 5 11 Abs, 2 AVG a? gewesen ist, erscheint frag—
lich, weil ihm bei dieser Tätigkeit eine Anwartschaft auf

Ruhegeld und Hinterbliebenenrente möglicherweise nicht

' gewährleistet gewesen ist" Dies kann aber auf sich beru—

hen° Selbst wenn es eine versicherungsfreie Beschäftigung

als Geistlicher war, liegt zwischen der am 8° Mai 1945

beendeten unä im Juli 1945 wieder aufgen6mmenen Beschäf—

tigung kein unmittelbarer Übertritt vor, den die Vorschrift

des % 18 Abs° 6 AVG aF voraussetzt° Es käme nur in Be—
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tracht, ob ein Aufschubgrund nach 9 5 der Verordnung über
die i**eachentrichtung; von Beiträgen für Versicherungsfreie

Personen vom4° Oktober 1930 (RGBl I 30 459) idF der Ver—
ordnung vom 5. Februar 7932 (düBl I B, 64) —Be1trsgsnach—
entrichtungsV0 » wegen vorübergehender Unterbrecbung der

versicherungsfreien Beschäftigung gegeben ware Eine vor—
übergehende Unterbrechung setzt indessen voraus9 daß beim

Ausscheidenden der erkennbare Wille der Rückkehr zu demsel—
ben Dienstherrn bestanden hat und er später die versiche—

rungsfreie Beschäftigung bei ihm tatsächlich wieder aufge—

nommen hat (Breckmann aaO 80 626 0 VI; Henou/Behmenn/Bogs

aaO, @ 1405 Rdnr° 9)° Der Kläger ist jedoch im Juli 1945
nicht wieder bei seinem früheren Arbeitgeber und Dienstherrn

versicherungsfrei beschäftigt werden° Auch beim nicht un—
mittelbaren Übertritt spätestens nach einem Jahr (5 9 Abs„1
Buchst° e BeitragsnachentrichtungsV0) wird vorausgesetzt,

daß im Zeitpunkt des Ausscheidens der erkennbare Wille, die

tatsächliche Möglichkeit und aucn eine begründete Aussicht

bestanden haben, daß der Ausgeschiedene innerhalb eines Jah—

res in eine andere versicherungsfreie Beschäftigung übertritt

(Köhler‚ Nachversicherungsrecht 7953 Bo 102; Brackmann aaO,

8° 626 q; HanowyLehmann/Bogs, aaO % 1403 Rdnr° 15; an Verbands«
Komm° 5° Aufl° % 1242 a RVG Anm° 12, 1 e, vgl° auch das Urt°

_des„5enats_nnmnlj„ii„1970 — 1 RA 71/69 zum “probeweisen Über—

tritt"„) Auch an diesen Voraussetzungen fehlt es° Die

außergewöhnlichen und unübersehbaren Verhältnisse? die bei

Kriegsende vor dem staatlichen Zusammenbruch am 9° Mai 1945

bestanden haben‚ machen es ohne weiteres offensichtlich, daß

beim Ausscheiden des Klägers aus seiner versicherungsfreien

Beschäftigung als Geistlicher in Pogegen keine tateäéhiiche

Möglichkeit und auch keine begründete Aussicht bestanden

haben, innerhalb eines Jahres in eine andere versicherunge—

freie Beschäftigung überzutreten°
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War die Nachentrichtung der Beiträge beim Ausscheiden

des Klägers aus seiner versicherungsfreien Beschäftigung

gls Pfarrer der Kirchengemeinde Pc am 8° Mai 1945

somit nicht aufgeschoben, so waren die Beiträge auch bei

seinem Ausscheiden, also vor dem 90 Eai 1945(nachzuent—

richteno Da Beiträge für ihn nicht nachgezahlt werden

sind, ist die Voraussetzung des Art° 6 $ 18 Abs° 1 FANG

ebenfalls erfüllt, daß der Kläger nachzuversichern war

und nicht nachversichert worden ist°

Auf Grund anderer Vorschriften ist die Nachversicherung

nicht erfolgt und ebensowenig ist die Zeit der versiche—

rungsfreien Beschäftigung des Klägers als Pfarrer bis

zum 8° Mai 1945 bei der Bemessungeiner lebenslänglichen
Alters” und Hinterbliebenenversorgung berücksichtigt;
daß die Zahlung der Demeriten—Beihilfe keine solche lebensu

längliche Versorgung darstellt, ist bereits ausgeführt„

Der Kläger gilt nach Art. 6 5 18 Abs° 1 FANG jedoch nur
für die Zeit seiner versicherungsfreien Beschäftigung vor

dem9„ Mäi 1945als nachversichert, für die er nach 5 18
Abs° 1 AVG aF nachzuversichern War, nämlich für die Zeit,

während der er sonst in der deutschen Rentenversicherung

versicherungspflichtig gewesen Wärec Eine solche Versi—

cherungspflicht hätte aber für ihn erst vom 1° Mai 1939

an bestanden°

Das Memelgebiethat bis zu seinem Anschluß an des Deut—
sche Reich unter litauischer Herrschaft gestanden° Es ist

zwar schon mit Wirkung vom 22° März 1939 in das Deutsche

Reich, und zwar in das Land Preußen und in die Provinz

Ostpreußen eingegliedert worden (5% 1‚'2 Abs° 1, 7 des

Gesetzes zur
Wiedervereinigung des Memellandes mit dem

Deutschen Reich vom 22° März 1939 —RGB1I 8° 559 —)o Das

..2‘7...
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ReiChsrecht und das Reichsversieherungsrecht sind im Memel—
gebiet aber erst am 10 Mai 1939 in Kraft getreten (5 4 Absc1
des vorgenannten Gesetzes; 5 21 der Verordnung über die Ein—
führung der Reichsversicherung im Memelland vom 17° August

1939„ BGBlI s„ 1426_ ‘AN1940, 425)° Erst von diesemZeit—
punkt an hätte der Kläger in der deutschen Rentenversiche—

rung Versicherungspflichtig sein können° Deshalb scheidet
die Zeit, während der er von 1934 bis zum 30° April 1939

bei der Kichengemeinde ? (Memelland) beschäftigt war,
schon aus diesem Grunde von der fiktiVen Nechversicherung

gemäßArt° 6 9 18 Abs° 1 FANGaus° Das dem entgegenstehende
Urteil des LSG ist daher auf die Revision der Beklagten in—
soweit aufzuheben°

Bei seiner erneuten Entscheidung wird das LSG indessen zu
prüfen haben, ob in dem Antrag des Klägers auf Feststellung

der fiktiven Nachversicherung gemäßArt„ 6 $ 18 FANGfür die
Zeit von 1934 an auch der Antrag auf Feststellung liegt, daß
die Zeit bis zum 30„ April 1939 Beschäftigungszeit im Sinne

des 5 16 FRG ist„ Zwar ist die Zeit der Beschäftigung des
Klägers als Geistlicher im Memelgebiet vom 1° Mai 1939 an
keine Beschäftigungszeit im Sinne des 9 16 FRG‚ da dort zur

zeit dieser Bescnaitigung deutsches Recht gegoltenrhat—und—«■s

angewandt worden ist (BSG 319 88)° Für seine Beschäftigung
in der Zeit von 1934 bis zum 300 April 1939 käme aber eine

Anwendung des 9 16 FRG in Betracht„

Wie das LSG zu Recht entschieden hat, wird die Zeit vom
25„ April 1941 bis zum 14° Juli 1945, in der der Kläger

SOldat SeWosenist, von der fiktiven Nachversicherung nach
Art„ 6 9 18 Abs° 1 FANG nicht erfaßt° Die Nachversicherung

bezieht sich nur auf solche Zeiten9 für die er nach den im

Zeitpunkt seines Ausscheidens am 8° mai 1945 geltenden vor—
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schriften der Reichsversicherungegeeetze nachzuversichern

war° Nach9 18Abs„ 1 Satz 3 AVGaF (= s 1242a Abs„ 1
Satz 5 RVG aF) unterbleibt die Beitragsnachentrichtung
für Ersetzzeiten im Sinne des 9'31 AVG aF i„V„m° @ 1263
Nr„ 1 bis 5 RVG aF‚ Da2u gehören die Zeiten, in denen der
Kläger zur Erfüllung der Wehrpflicht eingezogen gewesen
ist„

Der Kläger wäre aber des weiteren imSinne des 9 18 Abs„ 1
AVG aF sonst nicht versicherungepflichtig gewesen für

Zeiten, in denen sein Entgelt die Jahresarbeitaverdienst—

grenze (JAV) überschritten hat (Verbands—Komm°53 Aufl°
aaO 5 1242 & Anm‚ 4)„ Die Vorschriften über die Versiche—
rungspflichtgrehze stehen der Nachversicherung in der
Rentenversicherung der Angestellten gemäß Art„ 6 9 18
Abs° 3 FANGnur dann nicht entgegen, wenn ohne die Naohu
versicherung eine ausreichende anderweitige Ältere4 und
Hinterbliebeneneicherung nicht gewährleistet ist" Darüber5
ob und in welcher Zeit seit dem 1° Mai 1939 das Entgelt

des Klägers für seine Beschäftigung als Pfarrer der Kirchen—
gemeinde ? \ bis zum 8° Mai 1945 die jeweils geltende

JAV überschritten hat, und falls ja, ob ohne die Nachvere
_sicherung_eine—ausreichende_anderweiiige_Alters——unleinee——

terbliebenensicherung nicht gewährleistet ist, enthält das

angefochtene Urteil keine Feststellungen° Deshalb kann
auch für die Zeit vom 1° Mai 1939 an nicht beurteilt und
entschieden werden, für welche Zeit der Kläger am 8„ Mai

‚1945 nachzuversichern war oder die Vorauéeetzungen des Art°

6 5 18 Abso 3 FANG für die fiktive Nachversioherung er—

füllt sind?

Das angefochtene Urteil muß aus diesen Gründen auch ineo»
weit au£geboben werden, als in ihm über die fiktive Naeh—
versicherung für die Zeit vom 1° Mai 1939 an entschieden
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werden ieto Das LSG wird die für die Entscheidung notwen—

digen Feststellungen noch zu treffen haben„ Hierfür iet

die Sache gemäß 5 770 Abs„ 2 SGG an das LSG zurückzuverwei—

sen und zwar auch insoweit, als sich der Klageanepruch auf

die Zeit von April 1934 bis zum 30° April 1939 bezieht°

In seiner das Verfahren abschließenden Entscheidung wird

das LSG auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu

befinden haben°
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